
Einführung

Nach anfänglichen Schwierigkeiten etabliert sich allmählich
das Schutzregime des Art. 6 FFH-RL – abgesehen von eini-
gen Detailfragen – erfolgreich in der Praxis. Ziel des Artikels
ist es daher, die wesentlichen fachlichen Anforderungen an die
Prüfungen nach §§ 34, 35 BNatSchG unter rechtlichem, v.a.
aber unter inhaltlich-methodischem Blickwinkel übersichtsar-
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Zusammenfassung

Der vorliegende Beitrag erläutert die verschiedenen Teilprüfungen, die das Schutzregime des Art. 6 Abs. 3 und 4 FFH-Richtlinie
bzw. der §§ 34/35 BNatSchG zum Schutz der Natura 2000-Gebiete impliziert. Zu jeder der drei Teilprüfungen werden die
wesentlichen inhaltlichen und methodischen Arbeitsschritte aufgezeigt, die sich aus den spezifischen rechtlichen und fach-
wissenschaftlichen Grundlagen ergeben. 

Neben einem umfassenden Überblick sollen jedoch auch die jeweiligen Spezifika der Prüfungen bzw. der ihnen zu Grunde lie-
genden Fachbeiträge herausgearbeitet sowie typische in der Praxis auftretende Probleme erläutert werden. Dies umfasst z.B.
die Abgrenzung zwischen FFH-Vorprüfung und FFH-VP, die Bestimmung der Erheblichkeit von Beeinträchtigungen oder die
fachlichen und rechtlichen Anforderungen an die Erstellung der Unterlagen zur Ausnahmeprüfung. Auf diese schwierigeren
Aspekte wird im Rahmen des Beitrages vertiefend eingegangen und es werden konkrete Hinweise für die Praxis formuliert.

Fachliche Anforderungen an die Prüfung nach § 34 u. § 35 BNatSchG

1) Der vorliegende Artikel basiert auf einem Vortrag vom 17./18.11.2003 in der ANL in Laufen sowie einer Veröffentlichung aus demselben Jahr
(BERNOTAT 2003), wobei hierzu jedoch maßgebliche Ergänzungen, Aktualisierungen sowie andere Akzentuierungen vorgenommen wurden.

tig darzustellen. Daneben sollen jedoch auch einige kritische
Punkte und häufige Defizite aus der Praxis aufgezeigt und
zum Teil anhand von Beispielen vertiefend erläutert werden. 

Das rechtliche Schutzregime des Art. 6 Abs. 3 und 4 FFH-RL
bzw. der §§ 34/35 BNatSchG besteht bei näherer Betrach-
tung aus drei Teilprüfungen, denen jeweils eine zentrale Prüf-
frage zugeordnet werden kann (vgl. Abb. 1).

Abbildung 1: Prüfungen nach § 34 und § 35 BNatSchG (BERNOTAT 2003: 17)
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Bei allen Plänen und Projekten ist zunächst eine sog. FFH-Vor-
prüfung (FFH-VorP) erforderlich. Schlüsselfrage hierbei ist,
ob die rechtlichen und fachlichen Tatbestände erfüllt sind, die
eine FFH-Verträglichkeitsprüfung (FFH-VP) notwendig ma-
chen, oder ob das Projekt ohne weitergehende FFH-VP zuge-
lassen werden kann. Die FFH-Verträglichkeitsprüfung ist das
eigentliche Kernstück der Prüfkaskade. In ihr wird ermittelt,
ob ein Projekt oder Plan zu erheblichen Beeinträchtigungen
eines Natura 2000-Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele
maßgeblichen Bestandteilen führen kann. Wird dies verneint,
kann das Projekt zugelassen werden. Wird dies dagegen be-
jaht, ist das Projekt unzulässig bzw. kann abweichend davon
nur zugelassen werden, wenn es bei der Prüfung der Ausnah-
mebestimmungen die rechtlich erforderlichen Ausnahmetat-
bestände erfüllt. 

1. FFH-Vorprüfung

In der FFH-Vorprüfung ist zu klären, ob es sich bei der ge-
planten Maßnahme um einen Plan oder ein Projekt handelt,
der/das geeignet ist, einzeln oder im Zusammenwirken mit
anderen Plänen und Projekten ein Gebiet von gemeinschaft-
licher Bedeutung oder ein europäisches Vogelschutzgebiet er-
heblich zu beeinträchtigen.

Um diese Frage zu beantworten, sind v.a. drei Sachverhalte
zu klären:
1. Erfüllt die Maßnahme von ihrem Typ her die gesetzliche

Projekt-/Plandefinition?
2. Ist ein prüfungsrelevantes Natura 2000-Gebiet betroffen?
3. Können im konkreten Fall erhebliche Beeinträchtigungen

mit Sicherheit ausgeschlossen werden?

1.1 Projekt- und Planbegriff
Ob es sich bei einer Maßnahme um einen prüfpflichtigen
Projekt- oder Plantyp handelt, ist immer dann eindeutig, wenn
dies explizit und richtlinienkonform im Gesetz geregelt ist. 

Dort, wo jedoch ein gewisser Auslegungsbedarf besteht (so
z.B. beim Planbegriff nach § 10 Abs. 1 Nr. 12 BNatSchG),
führt dies in der Praxis z. T. durchaus zu unterschiedlichen Auf-
fassungen (vgl. z.B. Verkehrswegepläne, Raumordnungsver-
fahren, Unterhaltungsmaßnahmen). Da dies jedoch für den
überwiegenden Teil der Vorhaben keine Rolle spielt, kann
und soll dies hier nicht vertieft erörtert werden.2)

1.2 Prüfungsrelevante Natura 2000-
Gebietskulisse

Grundsätzlich prüfungsrelevante Gebietstypen sind laut Ge-
setz einerseits die Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung
(FFH-Gebiete), andererseits die europäischen Vogelschutzge-
biete. Die Schwierigkeiten resultieren primär daraus, dass die
Meldung, Auswahl und Unterschutzstellung der Gebiete noch
nicht gänzlich abgeschlossen ist. Daher ist z.T. zu klären, ob
es sich bei einem Gebiet um ein sog. „potenzielles FFH-Ge-
biet“ oder aber ein „faktisches Vogelschutzgebiet“ handelt

und nach welchem Rechtsregime und Prüfmaßstab ein Gebiet
zu behandeln ist. Auf die hier z.T. äußerst diffizilen Details
soll an dieser Stelle ebenfalls nicht näher eingegangen werden,
da es sich dabei weniger um fachliche, sondern mehr um recht-
liche Aspekte handelt, die zudem nur noch für einen begrenz-
ten Übergangszeitraum von Bedeutung sein werden. Es wird
auf entsprechende Urteile3) und Fachquellen4) verwiesen.

1.3 Einzelfallprüfung des Plans oder Projekts
Ob prinzipiell prüfpflichtige Projekt- oder Plantypen im kon-
kreten Fall zu erheblichen Beeinträchtigungen eines Natura
2000-Gebiets führen könnten, ist nur im jeweiligen Einzelfall
zu ermitteln.

Zur Ermittlung potenzieller Beeinträchtigungen ist neben
dem Vorhaben immer auch das jeweilige Schutzgebiet zu
berücksichtigen. Allein auf Grundlage einer Vorhabensbe-
schreibung ist keine abschließende Aussage möglich, es sind
immer zumindest die räumliche Lage zur Natura 2000-Ge-
bietskulisse, i.d.R. auch die jeweiligen Erhaltungsziele der
Gebiete mit in die Betrachtung einzubeziehen. 

Eine Einzelfallprüfung ist auch deshalb erforderlich, da die
gesetzlich vorgeschriebene Prüfung des Zusammenwirkens
mit anderen Plänen und Projekten immer nur gebietsbezogen
möglich ist. 

Daraus lässt sich ableiten, dass es keine verbindlichen „Ne-
gativlisten“ geben kann und dass auch die in einigen Ländern
eingeführten sog. „Regelvermutungen“ zu bestimmten Pro-
jekttypen, die grundsätzlich keine erheblichen Beeinträchti-
gungen zur Folge hätten, nur eingeschränkt hilfreich sind, da
letztlich doch immer eine individuelle Überprüfung der Re-
gelvermutung erforderlich ist. Wenn eine solche Liste von
Regelvermutungen formuliert wird, sollte zumindest als Er-
gänzung auch aufgezeigt werden, welche Kriterien zu Aus-
nahme- bzw. Sonderfällen führen können, um eine falsche
Anwendung der Liste zu verhindern und die Rechtssicherheit
in der Praxis nicht zu gefährden (vgl. z.B. Beispiele bei
FROEHLICH & SPORBECK 2002).

1.4 Vorgehensweise im Rahmen 
der FFH-Vorprüfung

In der FFH-Vorprüfung sind i.d.R. Angaben und Ermittlun-
gen zu folgenden Punkten von Bedeutung (vgl. BERNOTAT
2003):
a) Entfernung bzw. Lage eines Projekts zur Natura 2000-Ge-

bietskulisse.
b) Merkmale und Wirkfaktoren des Projekts oder Plans. Da-

bei sind v.a. die weitreichendsten und intensivsten Wirk-
faktoren von Bedeutung.

c) Andere Pläne und Projekte, die ggf. im Zusammenwirken
mit dem Vorhaben zu Beeinträchtigungen führen könnten.

d) Erhaltungsziele bzw. Schutzzweck der Natura 2000-Ge-
biete. Dabei sind v.a. die empfindlichsten und gegenüber
den Wirkfaktoren anfälligsten maßgeblichen Gebietsbe-
standteile zu ermitteln.
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2) Es soll nur darauf hingewiesen werden, dass sowohl die EU-KOMMISSION (2000) als auch der EuGH (Urteil v. 13.1.2005) eine eher weitere
Interpretation des Projekt- bzw. Planbegriffs vorsehen und dass der EuGH (Urteil v. 10.1.2006) Deutschland aufgrund der diesbezüglich nicht
richtlinienkonformen Umsetzung in nationales Recht verurteilt hat.

3) Vgl. z.B. Urteil des EuGH v. 7.12.2000, Urteil des BVerwG v. 1.4.2004 oder Urteil des EuGH v. 13.1.2005.
4) Vgl. z.B. GELLERMANN (2001), GASSNER (2003), SCHUMACHER & PALME (2005) oder die differenzierten Ausführungen bei LOUIS (in die-

sem Band).
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e) Potenziell mögliche Beeinträchtigungen des Gebiets. Da-
bei ist v.a. zu prüfen, ob erhebliche Beeinträchtigungen mit
Sicherheit auszuschließen sind.

Die Erfahrungen in der Praxis zeigen, wie wichtig es ist, dass
die Ergebnisse der FFH-Vorprüfung protokolliert und doku-
mentiert werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Entschei-
dung getroffen wird, dass durch das Projekt oder den Plan er-
hebliche Beeinträchtigungen auszuschließen sind und keine
FFH-VP durchzuführen ist. Dieser Bericht zur FFH-Vorprü-
fung protokolliert die der Entscheidung zu Grunde liegenden
Informationen und dient als Beleg für die herangezogenen
Quellen und die getroffenen Entscheidungen (vgl. EU-KOM-
MISSION 2001:8). Er ist auch für zukünftige Projekte rele-
vant, da sie das geprüfte Vorhaben – sofern es realisiert wird
– ggf. kumulativ mit einzubeziehen haben.5)

Die FFH-Vorprüfung kann sehr unterschiedlich ausfallen. In
bestimmten Fallkonstellationen ist die Erforderlichkeit einer
FFH-VP so eindeutig, dass auf eine echte Prüfung de facto
verzichtet werden kann.6) Die FFH-Vorprüfung kann auch
dann kurz ausfallen, wenn selbst in größerer Entfernung kein
Natura 2000-Gebiet vorkommt und auch Beeinträchtigungen
z.B. durch Zerschneidung zwischen entfernt liegenden Gebie-
ten oder durch weit reichende Gewässereinleitungen ausge-
schlossen werden können. Hier beschränkt sie sich mehr oder
weniger auf die Dokumentation des Sachverhalts, z.B. die in
die Prüfung eingestellten Schutzgebiete.

In anderen Fällen ist die Situation weniger eindeutig. Hier stellt
sich dann die Frage, welcher Detaillierungsgrad und Umfang
im Rahmen der FFH-Vorprüfung eingefordert werden sollte
und wie sich FFH-Vorprüfung und FFH-Verträglichkeitsprü-
fung gegeneinander abgrenzen. 

1.5 Abgrenzung zwischen FFH-Vorprüfung 
und FFH-VP

Die Differenzierung zwischen der FFH-Vorprüfung und der
eigentlichen FFH-VP ist weder in der FFH-Richtlinie noch
im BNatSchG eindeutig definiert und auch nach Erlass zahl-
reicher Verwaltungsvorschriften durch die Länder herrscht
hier noch weitreichende Unklarheit (WACHTER & JESSEL
2002: 134).

Im Interesse einer hohen Effizienz und Praktikabilität sollte
eine Differenzierung zwischen FFH-Vorprüfung und FFH-VP
im Sinne eines abgeschichteten und abgestuften Vorgehens
etabliert werden. 

• Im Rahmen der FFH-Vorprüfung gilt ein strenger Vorsor-
gegrundsatz. Es wird ermittelt, ob grundsätzlich (erhebli-
che) Beeinträchtigungen eines Natura 2000-Gebiets auftre-
ten könnten. In der FFH-VP wird dann untersucht, ob die-
se Beeinträchtigungen als erhebliche Beeinträchtigungen
der für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeb-
lichen Bestandteile zu werten sind.

• In der FFH-Vorprüfung müssen erhebliche Beeinträchti-
gungen mit Sicherheit ausgeschlossen werden können. Hier
gilt der Möglichkeitsmaßstab. Ist die Möglichkeit einer er-
heblichen Beeinträchtigung nicht auszuschließen, so ist eine
FFH-VP durchzuführen (so z.B. auch BMVBW 2004: 18).
In der FFH-VP ist dagegen anhand eines Wahrscheinlich-
keitsmaßstabs zu prüfen, ob erhebliche Beeinträchtigungen
des Gebietes mit der notwendigen Wahrscheinlichkeit aus-
geschlossen werden können. Auch hier reichen somit be-
gründete Anhaltspunkte für eine Erheblichkeit aus, grund-
sätzlich ist jedoch ein höheres Maß an Prognosegenauigkeit
erforderlich.

• Die FFH-Vorprüfung erfolgt i.d.R. überschlägig anhand
vorhandener Unterlagen zum Vorkommen von Arten und
Lebensraumtypen sowie anhand allgemeingültiger Informa-
tionen bzw. akzeptierter Erfahrungswerte zur Reichweite
und Intensität von Beeinträchtigungen (z.B. akustischer
und optischer Störwirkungen). Die FFH-VP basiert dagegen
i.d.R. auf detaillierten Untersuchungen, die auch Kartie-
rungen der Lebensräume und der Arten umfassen und dif-
ferenzierte Aussagen zu speziellen Wirkketten und Beein-
trächtigungen einschließen.

• In der FFH-Vorprüfung sind Maßnahmen zur Schadensbe-
grenzung (Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen) i.d.R.
nicht zu berücksichtigen (so auch EU-Kommission 2001: 10).
Wenn erhebliche Beeinträchtigungen nur durch Maßnah-
men zur Schadensbegrenzung zu verhindern wären, ist ei-
ne FFH-VP durchzuführen, in der die Beeinträchtigungen
einerseits und die Wirksamkeit der Maßnahmen zur Scha-
densbegrenzung andererseits sachgerecht ermittelt werden
können. In die FFH-VP gehen daher Maßnahmen zur Scha-
densbegrenzung voll ein. Ihre geplante Durchführung und die
prognostizierte Wirksamkeit sind differenziert darzulegen. 

Für die Praxis zeigt sich somit, dass die FFH-Vorprüfung v.a.
für Vorhaben außerhalb bzw. in der Umgebung von Schutz-
gebieten und für spezielle Kleinvorhaben ohne direkte Be-
troffenheit von geschützten Lebensräumen und Arten von
Bedeutung sein wird. 

Bei Vorhaben innerhalb von Schutzgebieten sind dagegen FFH-
Vorprüfungen (entsprechend obiger Definition) in der Regel
nicht das geeignete Instrumentarium, da die dann auftreten-
den Beeinträchtigungspotenziale und zu beantwortenden Fra-
gen eher einer FFH-VP zuzuordnen sind. Selbst bei kleinen
Projektdimensionen bedarf es doch immer der Überprüfung
vor Ort, um die Betroffenheit spezieller qualitativ-funktiona-
ler Funktionen mit der gebotenen Sicherheit ausschließen zu
können. Diese Überprüfungen können zudem nur durch qua-
lifiziertes Personal mit bioökologischen Fachkenntnissen er-
folgen. Ein Antragsteller wird dazu i.d.R. nicht allein in der
Lage sein. In wie weit hier Vertreter der Naturschutzbehörden
durch eine Vorortbesichtigung diese Prüfungen vornehmen und
diese fachlichen Ermittlungsvorgänge übernehmen könnten,

Dirk BERNOTAT Fachliche Anforderungen an die Prüfung nach § 34 u. § 35 BNatSchG
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5) Die sich zum Teil bei den Länderbehörden im Aufbau befindlichen Dokumentationen für abgeschlossene Verträglichkeitsprüfungen sollten
daher FFH-Vorprüfungen mit einbeziehen, um eine ausreichende Planungs- und Rechtssicherheit zu ermöglichen. Dies gilt umso mehr, da in
der Praxis derzeit leider offensichtlich ohnehin keine klar definierte Unterscheidung zwischen FFH-Vorprüfung und FFH-VP besteht.

6) Der Vorhabenträger kann dann entscheiden, ob er von einer Realisierung seines Vorhabens in der geplanten Form absieht oder ob er sofort
die erforderlichen Unterlagen für eine FFH-VP erarbeitet und sich die Dokumentation der FFH-Vorprüfung erspart.
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ist angesichts der Überlastung vieler Naturschutzbehörden zu
bezweifeln. Wird dagegen ein Gutachter beauftragt, der sich
mit solch einem Projekt in der notwendigen Differenziertheit
auseinandersetzt, könnte bzw. sollte bereits von einer FFH-
VP gesprochen werden, selbst wenn diese ggf. in sehr kom-
primierter und auf die relevanten Wirkfaktoren konzentrierter
Form erfolgt. Hier bestehen in der Praxis derzeit aber offen-
sichtlich noch definitorische Unterschiede und fließende
Übergänge, die wenig Einheitlichkeit und Klarheit zur Folge
haben.

Dem von der EU-Kommission und dem EuGH geforderten
Vorsorgeprinzip wird jedenfalls dann voll entsprochen, wenn
im Rahmen der FFH-Vorprüfung zunächst eine eher niedrige
Schwelle angelegt wird und die Möglichkeit einer (erhebli-
chen) Beeinträchtigung regelmäßig bejaht wird, sofern an-
hand einer überschlägigen Prüfung Anhaltspunkte für erheb-
liche oder in ihren Auswirkungen ohne detailliertere Prüfung
nicht prognostizierbare Beeinträchtigungen bestehen. Auf-
grund des geforderten Vorsorgeansatzes gehen in der FFH-
Vorprüfung Zweifel zu Lasten des Vorhabens (so z.B. auch
WOLF 2005: 453). Auch Datenlücken bezüglich des Bestands
eines potenziell betroffenen Schutzgebiets können die Pflicht
zur Durchführung einer FFH-VP auslösen, wenn die vorhan-
dene Datenlage keine ausreichende Grundlage für eine vali-
de Einschätzung der Beeinträchtigungen des Gebiets ermög-
licht (so z.B. auch BMVBW 2004: 21). 

Wenn ein Projekt oder Plan zu Beeinträchtigungen eines Na-
tura 2000-Gebietes führen kann, ist es daher auch im Inter-
esse der Planungs- und Rechtssicherheit i.d.R. angezeigt, die
fachlich diffizile und verfahrensrechtlich entscheidende Fra-
ge der Erheblichkeit der Beeinträchtigungen letztlich erst im
Rahmen einer qualifizierten FFH-Verträglichkeitsprüfung zu
klären.

2. FFH-Verträglichkeitsprüfung

In einer FFH-VP ist entsprechend § 34 Abs. 2 BNatSchG zu
klären, ob ein Projekt oder Plan zu erheblichen Beeinträchti-
gungen eines Natura 2000-Gebiets in seinen für die Erhal-
tungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandtei-
len führen kann. Nachfolgend sollen die hierfür wichtigsten
Arbeitsschritte einer FFH-VP kurz dargestellt und erläutert
werden.

2.1 Ermittlung und Beschreibung der 
Erhaltungsziele und der maßgeblichen 
Bestandteile des Gebiets 

Zentraler Prüfgegenstand einer FFH-VP sind die für die Er-
haltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestand-
teile des Gebiets. Dies sind grundsätzlich:
• Lebensräume nach Anhang I FFH-RL einschließlich ihrer

charakteristischen Arten.
• Arten nach Anhang II  FFH-RL bzw. Vogelarten nach An-

hang I und Art. 4 (2) Vogelschutz-Richtlinie einschließlich
ihrer Habitate bzw. Standorte sowie

• biotische und abiotische Standortfaktoren, räumlich-funk-
tionale Beziehungen, Strukturen, gebietsspezifische Funk-
tionen oder Besonderheiten etc., die für die o.g. Lebensräu-
me und Arten von Bedeutung sind.

In der Regel ist davon auszugehen, dass zumindest alle Be-
stände der entsprechenden Arten und Lebensraumtypen, die
zum Zeitpunkt der Meldung im Gebiet vorkamen auch als
geschützt zu betrachten sind.7) Hier empfiehlt sich aus Grün-
den der Planungs- und Rechtssicherheit eine enge Abstim-
mung mit den zuständigen Naturschutzbehörden, da es zum
Gebiet neuere Kenntnisse geben kann, die z.B. nicht in den
Standarddatenbögen dokumentiert sind. Eine Abstimmung ist
auch bezüglich der charakteristischen Arten der im Gebiet
vorkommenden Lebensraumtypen angeraten.

Charakteristische Arten
Die in Anhang I FFH-RL aufgeführten Lebensraumtypen
können nicht abstrakt in die FFH-VP Eingang finden, son-
dern müssen unter Berücksichtigung ihrer charakteristischen
Arten und deren Empfindlichkeit gegenüber den verschiede-
nen konkret auftretenden Wirkfaktoren analysiert werden. 

„Als charakteristische Arten nach Art 1e) FFH-RL können
alle Arten innerhalb ihres natürlichen Areals gelten, die in
den Lebensraumtypen typischer Weise, das heißt mit hoher
Stetigkeit oder Frequenz vorkommen und/oder dort einen ge-
wissen Vorkommensschwerpunkt aufweisen“ (BERNOTAT
2003:20). Es liegt auf der Hand, dass hierbei nicht nur die
charakteristischen Pflanzenarten, sondern auch die charakte-
ristischen Tierarten dieser Lebensräume zu berücksichtigen
sind (vgl. z.B. SSYMANK et al. 1998: 82, EUROPEAN
COMMISSION 1999: 7, AG FFH-VERTRÄGLICHKEITS-
PRÜFUNG 1999: 70, PLANUNGSGRUPPE ÖKOLOGIE +
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7) Spezielle Ausnahmen können z.B. bei naturschutzinternen Zielkonflikten, natürlichen Sukzessionsprozessen oder fehlender Regenerierbarkeit
bestehen.

FFH-Vorprüfung FFH-Verträglichkeitsprüfung
Ermittelt, ob prinzipiell (erhebliche) Beeinträchtigungen Ermittelt, ob erhebliche Beeinträchtigungen maßgeblicher 
eines Gebiets auftreten könnten (Möglichkeitsmaßstab) Bestandteile eines Gebiets auftreten können (Wahrschein-

lichkeitsmaßstab)
Erhebliche Beeinträchtigungen müssen mit Sicherheit Erhebliche Beeinträchtigungen müssen mit großer Wahr-
auszuschließen sein, sonst FFH-VP scheinlichkeit auszuschließen sein, sonst ist das Projekt 

unzulässig bzw. eine Ausnahme-Prüfung erforderlich
Erfolgt i.d.R. überschlägig anhand vorhandener Unterlagen, Erfolgt i.d.R. anhand detaillierter Untersuchungen, die auch
allgemeingültiger Informationen bzw. akzeptierter Kartierungen u. differenzierte Aussagen zu Spezialfällen
Erfahrungswerte einschließen
Vermeidungsmaßnahmen werden i.d.R. noch nicht Vermeidungsmaßnahmen werden differenziert ermittelt und 
berücksichtigt (da Wirksamkeit schwer feststellbar) gehen voll in die FFH-VP ein

Tabelle 1: Unterschiede zwischen FFH-Vorprüfung und FFH-Verträglichkeitsprüfung (nach BERNOTAT 2003: 19)

©Bayerische Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege (ANL)



UMWELT 1999: 14f., BERNOTAT & HERBERT 2001: 76,
KÜSTER 2001: 84, FROELICH & SPORBECK 2002: 35ff,
BERNOTAT 2003: 20, LAMBRECHT et al. 2004: 146, KIFL,
COCHET CONSULT & TGP 2004: MKB 19 und MKB 28).
Diese Betrachtungsweise sehen z.B. auch die LANA (2004: 11)
sowie die Regelwerke des Straßenbaus explizit vor (vgl. z.B.
FGSV 2002, BMVBW 2004: 29ff) und sie ist in aktuellen
FFH-Verträglichkeitsprüfungen gängige Praxis.

Nach Art 1 e) FFH-RL wird der Erhaltungszustand eines na-
türlichen Lebensraumes u.a. dann als günstig erachtet, wenn
„der Erhaltungszustand der für ihn charakteristischen Arten
im Sinne des Buchstabens i) günstig ist“.

Inzwischen liegen etliche Veröffentlichungen vor, die es Fach-
leuten ohne größere Schwierigkeit ermöglichen, den Lebens-
raumtypen charakteristische Arten zuzuordnen. Zunächst hat
die Europäische Kommission in ihrem „Interpretation Ma-
nual of European Union Habitats“ (European Commission
1999) erste Hinweise hierzu gegeben. Darüber hinaus wurden
im BfN-Handbuch zum europäischen Schutzgebietssystem
Natura 2000 (SSYMANK et al. 1998) aus bundesdeutscher
Sicht zu allen Lebensraumtypen charakteristische Pflanzen-
und Tierarten benannt. Diese Auflistungen charakteristischer
Arten sind jedoch nicht abschließend, da nicht alle regiona-
len Besonderheiten und Subtypen in ihrer Artenausstattung
behandelt werden konnten. Zur weiteren Konkretisierung im
regionalen oder naturräumlichen Kontext können ggf. die
Länderkartieranleitungen oder entsprechende Fachpublika-
tionen zu den verschiedenen Lebensräumen bzw. Artengrup-
pen herangezogen werden. 

Habitate und sonstige relevante Gebietsbestandteile
Bei den nach FFH-RL und EU-Vogelschutzrichtlinie prü-
fungsrelevanten Arten sind auch ihre Habitate bzw. bei Pflan-
zen ihre Standorte in die Verträglichkeitsprüfung einzubezie-
hen. 

Insofern können auch bestimmte Boden- und Wasserverhält-
nisse oder Ausprägungen des Mikroklimas im Hinblick auf
ihre Wechselwirkungen zu den jeweiligen Arten und Lebens-
raumtypen sowie ihre Funktion als Habitat- bzw. Lebens-
raumparameter maßgebliche Bestandteile des Gebiets sein. 

Dies gilt gleichermaßen auch für Lebensräume oder Arten,
die zwar nicht in den Anhängen der Richtlinien aufgeführt,
jedoch für die jeweiligen Erhaltungsziele von maßgeblicher
Bedeutung sind (vgl. auch BERNOTAT & HERBERT 2001:
76). So sind z.B. Vorkommen des Großen Wiesenknopfs (San-
guisorba officinalis) sowie entsprechende Ameisenpopulatio-
nen nicht nur namensgebend für den Dunklen Wiesenknopf-
Ameisenbläuling (Glaucopsyche nausithous), sondern sie
sind auch als maßgebliche Bestandteile eines Erhaltungszie-
les zu dieser Anhang II – Art zu verstehen. 

Um die Integrität des Gebiets zu wahren, sind auch Flächen
in der FFH-VP zu berücksichtigen, die z.B. eine Pufferfunk-
tion oder eine Verbindungsfunktion für Lebensräume oder
Arten wahrnehmen.

Wiederherstellungs-/Entwicklungsaspekte 
der Erhaltungsziele
Die Erhaltungsziele umfassen per Gesetzesdefinition neben
dem Erhalt auch die Wiederherstellung oder Entwicklung ei-
nes günstigen Erhaltungszustandes (vgl. § 10 Abs. 1 Nr. 9
BNatSchG). Erhaltungsziel kann daher auch die räumliche
Ausdehnung von Lebensräumen und Populationen, die Ent-
wicklung bestimmter Habitatbedingungen oder Standortvor-
aussetzungen zur Ansiedlung von Arten oder die Wiederher-
stellung natürlicher Dynamik sein. 

Neben dem aktuellen Bestand ist in einer FFH-VP somit
auch das Entwicklungspotenzial des Gebiets zu berücksich-
tigen. Es wird in vielen Fällen erforderlich sein, nicht nur den
Status quo bei der Prüfung heranzuziehen, sondern auch die
angestrebte Entwicklung, d.h. den in den Erhaltungszielen
manifestierten Soll-Zustand des Gebiets (so z.B. auch GEL-
LERMANN 2001: 82, LOUIS & ENGELKE 2000: 646f). 

In bestimmten Fällen kann auch die Etablierung von Arten
und Lebensräumen Erhaltungsziel sein, die im Gebiet nicht
(mehr) vorkommen. Dies ist z.B. dann vorstellbar, wenn für
diesen Lebensraum oder diese Art nur so der Erhalt eines
günstigen Erhaltungszustandes im Rahmen des Netzes „Na-
tura 2000“ zu gewährleisten ist und die Wiederbesiedelung
realistisch erscheint (vgl. z.B. auch BAUMANN et al. 1999:
467, AG FFH-VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG 1999: 70).
Insbesondere stark gefährdete Arten wie z.B. Luchs, Fischot-
ter, Lachs oder Birkhuhn werden in einzelnen Gebieten ggf.
nur als Entwicklungsziel verankert sein.

Da zwischen verschiedenen Erhaltungszielen Zielkonflikte
bestehen können, sind die Erhaltungs- und Entwicklungszie-
le, sofern sie nicht oder nicht ausreichend detailliert vorlie-
gen, nur durch die Naturschutzbehörde selbst bzw. im Ein-
vernehmen mit ihr festzulegen. 

2.2 Beschreibung des Vorhabens 
und seiner Wirkfaktoren

Für das Projekt bzw. den Plan sind die einzelnen Vorhabens-
bestandteile bzw. Einzelmaßnahmen zu beschreiben und die
daraus resultierenden Wirkfaktoren detailliert darzustellen.
Dabei sind i.d.R. bau-, anlage- und betriebsbedingte Wirkfak-
toren innerhalb und außerhalb der Gebiete zu berücksichtigen
und insbesondere nach Art, räumlicher Reichweite, Intensität,
Zeitdauer, Zeitpunkt oder Frequenz des Auftretens zu diffe-
renzieren.8)

Neben dem zur Prüfung anstehenden Vorhaben sind (ggf. in
einem eigenständigen Arbeitsschritt) auch alle Projekte oder
Pläne zu ermitteln, die mit dem Vorhaben kumulativ zusam-
menwirken könnten. Neben bereits genehmigten Plänen und
Projekten sind dabei auch solche mit bereits erkennbarer pla-
nerischer Verfestigung zu berücksichtigen (vgl. z.B. auch
BAUMANN et al. 1999, EU-KOMMISSION 2000: 38). Im
Sinne der Nachvollziehbarkeit sollte dokumentiert werden,
welche Stellen diesbezüglich konsultiert und welche Quellen
bzw. Pläne ausgewertet wurden.
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8) Beim BfN befindet sich derzeit ein datenbankgestütztes Informationssystem (FFH-VP-Info) im Aufbau, das für ca. 140 Projekttypen Abfragen
hinsichtlich der potenziellen Wirkfaktoren und ihrer Relevanz ermöglicht. Diese Auflistung gestattet es, für jedes einzelne Vorhaben einen
Überblick über die etwaigen Wirkprozesse und Beeinträchtigungen zu erlangen. Derzeit werden ca. 36 Wirkfaktoren in neun Gruppen inhalt-
lich definiert und erläutert. Eine Nutzbarkeit via Internet erfolgt voraussichtlich ab Frühjahr 2007 unter www.ffh-vp-info.de.

©Bayerische Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege (ANL)



2.3 Festlegung des Untersuchungsrahmens/
Bestandsaufnahme

Die für eine FFH-VP notwendige Sachverhaltsermittlung er-
fordert qualitative und quantitative Informationen zu allen für
die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Be-
standteilen des Gebiets, die durch das Vorhaben betroffen sein
könnten. Neben der Erfassung vorhandener Daten z.B. aus
den Standarddatenbogen oder vorliegenden Managementplä-
nen sind i.d.R. auch Kartierungen zur Ermittlung der kon-
kreten Vorkommen von Lebensraumtypen und Arten im Wirk-
bereich des Projekts oder Plans unverzichtbar. Für die Abgren-
zung des Untersuchungsraumes und -umfangs sind somit v.a.
die jeweiligen Reichweiten und Intensitäten der Wirkfaktoren
eines Vorhabens von Bedeutung. 

Nicht immer einfach ist die Festlegung, welche der charakte-
ristischen Arten – insbesondere welche Tierarten – im Rah-
men einer konkreten FFH-VP für die geschützten Lebens-
raumtypen ermittelt werden müssen. Aus der Vielzahl der
charakteristischen Arten eines Lebensraumtyps muss sich die
Auswahl unter der Zielstellung der Ermittlung von entschei-
dungserheblichen Informationen insbesondere auf jene Ar-
ten/Artengruppen konzentrieren, die einerseits empfindlich
gegenüber den vorhabenbedingten Wirkfaktoren sind und die
andererseits typischer Weise in den Lebensräumen des Unter-
suchungsgebiets vorkommen und somit potenziell zu erwar-
ten sind. V.a. die charakteristischen Tierarten werden auf Grund
ihrer Mobilität, ihrer räumlich-funktionalen Beziehungen so-
wie spezieller Empfindlichkeiten gegenüber weitreichenden
Wirkfaktoren wie Lärm, Licht oder Zerschneidung den Un-
tersuchungsumfang mitbestimmen. 

Charakteristische Arten (ggf. auch ganze Artengruppen), für
die dagegen bislang entweder grundsätzlich keine Auswir-
kungen eines bestimmten Wirkfaktors nachgewiesen werden
konnten oder für die im konkreten Fall Beeinträchtigungen
auszuschließen sind, brauchen nicht untersucht zu werden.
Dies gilt auch für alle Arten, die keine über die generelle typ-
bezogene Empfindlichkeit der Lebensraumtypen hinausge-
hende Empfindlichkeiten aufweisen, da sie regelmäßig keine
weiteren entscheidungsrelevanten Informationen erbringen.
So werden charakteristische Pflanzenarten oder wenig mobi-
le Tierarten häufig (aber nicht immer) über die pauschale Be-
urteilung des Lebensraumtyps ausreichend mit erfasst (BER-
NOTAT 2003: 21).

In der Praxis scheint noch offen, inwieweit sich beim Umgang
mit den charakteristischen Arten eher eine biozönotische bzw.
mittelbare Betrachtung von Artengruppen bzw. ökologischen
Gilden etabliert oder die Konzentration auf einzelne bedeut-
same Arten, die dann als maßgebliche Gebietsbestandteile die
Bewertung der Verträglichkeit eines Projekts direkt bzw. un-
mittelbar mitbestimmen.

Da die FFH-VP für die Zulassungsentscheidung von zentra-
ler Bedeutung ist, sind für die Bestandsaufnahme und -ana-
lyse grundsätzlich die aktuellen fachlichen Standards z.B. zu
Datenaktualität, Validität, Erhebungsmethoden, Gutachter-
qualifikation etc. zu beachten – vgl. z.B. WIEGLEB et al.
(2002) für Biotope und Biotoptypen, KAISER et al. (2002)
für floristische und vegetationskundliche Daten oder BER-
NOTAT et al. (2002) für tierökologische Daten.

Der Untersuchungsumfang sollte in einem „Scoping-Termin“
in Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde, den
Naturschutzverbänden und ggf. weiteren Experten festgelegt
werden. Dabei ist aus Gründen der Effizienz auch jener In-
formationsbedarf zu bestimmen, der sich ggf. aus der UVP-
Pflichtigkeit, der Eingriffsregelung (z.B. streng geschützte
Arten nach § 19 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG) bzw. den arten-
schutzrechtlichen Prüferfordernissen (vgl. § 42ff. BNatSchG
bzw. Art. 12, 13, 16 FFH-RL und Art. 5, 9 VS-RL) ergibt. 

2.4 Wirkungsprognose und Ermittlung 
von Beeinträchtigungen

Bei der Wirkungs-/Auswirkungsprognose sind die art- und
lebensraumspezifischen Auswirkungen zu ermitteln, die dar-
aus resultieren, dass die projektbedingten Wirkfaktoren mit
ihren jeweiligen Dimensionen auf die verschiedenen Schutz-
güter mit ihren jeweiligen Empfindlichkeiten treffen. 

Beeinträchtigungen (definiert als negative Auswirkungen) sind
für alle nach den Erhaltungszielen geschützten Lebensraum-
typen und Arten des Gebiets vollständig und qualifiziert zu
ermitteln. I.d.R. erfolgt die Wirkungsbeurteilung durch Über-
lagerung des Wirkbereichs des Projekts mit allen (relevanten)
nach den Erhaltungszielen zu bewahrenden bzw. zu entwickeln-
den Lebensräumen. Die Beeinträchtigungen der betroffenen
Individuen, (Teil-) Populationen bzw. Bestände sind sowohl
qualitativ-funktional als auch hinsichtlich ihrer quantitativen
Dimension zu ermitteln. 

Im Einzelfall können auch Bereiche außerhalb des Schutz-
gebietes zu berücksichtigen sein, sofern Rückwirkungen auf
die Bestände des Gebietes zu erwarten sind. Ggf. können bei
schwerwiegenden oder unsicheren Fällen aus Gründen der
Prognosesicherheit auch weitergehende Methoden wie z.B.
Populationsgefährdungsanalysen notwendig werden.

Besonderes Augenmerk ist in der FFH-VP auch auf die ku-
mulativen Wirkungen zu legen. Dabei können unterschiedli-
che Fallkonstellationen bestehen (vgl. z.B. auch SIEDEN-
TOP 2001: 91): 
• Mehrere Projekte oder Pläne des gleichen oder verschiede-

nen Typs beeinträchtigen über die gleichen Wirkfaktoren das-
selbe Gebiet (z.B. zwei Straßenprojekte, die zu kumulativen
Flächenverlusten und Immissionen führen oder ein Trink-
wasserbrunnen und ein Bauvorhaben, die zu einer kumula-
tiven Grundwasserabsenkung führen).

• Projekte oder Pläne beeinträchtigen über verschiedenartige
Wirkfaktoren dasselbe Gebiet (z.B. Projekte, die durch ver-
schiedene Störimmissionen, Zerschneidungswirkungen und
Lebensraumverluste zum Bestandsrückgang einer Tierart
führen).

Dabei ist zu beachten, dass die Wirkfaktoren auch gegensei-
tige Abhängigkeiten aufweisen und in ihrem Zusammenwir-
ken nicht nur additive, sondern auch synergistische Wirkungen
erzeugen können.

So kann z.B. die aus der Kühlwassernutzung eines Kraft-
werks resultierende Wärmebelastung eines Gewässers ggf.
erst zusammen mit Nährstoffeinträgen durch eine Kläranlage
oder durch die Landwirtschaft zu einer starken Gewässerbe-
einträchtigung durch Algenbildung und reduzierte Sauerstoff-
verhältnisse führen, die sich auf einen Lebensraumtyp oder
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auf Arten als erhebliche Beeinträchtigung auswirkt (vgl. auch
GASSNER et al. 2005: 270ff.).

2.5 Bestimmung der Erheblichkeit 
von Beeinträchtigungen

Die Erheblichkeit von Beeinträchtigungen kann immer nur
einzelfallbezogen ermittelt werden, wobei als Kriterien u.a.
Umfang, Intensität und Dauer der Beeinträchtigung heranzu-
ziehen sind. 

Auch wenn die Erheblichkeit der Beeinträchtigungen eines
Projektes nicht kategorisch zu dessen Unzulässigkeit führt,
so ist sie doch vielfach der Auslöser für Umplanungen, Rea-
lisierung spezieller Maßnahmen zur Schadensbegrenzung oder
aber für die Ausnahmeprüfung nach § 34 Abs. 3-5 BNatSchG.

Obwohl die Erheblichkeit von Beeinträchtigungen im Rah-
men der FFH-VP eigenständig und nach den spezifischen
Bewertungsmaßstäben des Art. 6 Abs. 3 FFH-RL bzw. § 34
BNatSchG zu bestimmen ist, bestehen durch den Begriff der
„Erheblichkeit“ nicht nur gewisse sprachliche, sondern z.B.
hinsichtlich der Wirkungsprognose auch inhaltlich-methodi-
sche Parallelen zu Eingriffsregelung, Biotop- oder Artenschutz. 

In der Praxis stellt dennoch die Bestimmung der Erheblich-
keitsschwelle ein zentrales Problem dar. Das Bundesamt für
Naturschutz hat daher zu diesem Thema ein Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben in Auftrag gegeben, in dem konkrete
Hinweise zur Ermittlung erheblicher Beeinträchtigungen im
Sinne des § 34 BNatSchG sowie entsprechende Fachkonven-
tionsvorschläge erarbeitet wurden (vgl. LAMBRECHT et al.
2004 bzw. LAMBRECHT & TRAUTNER in diesem Band).
Darauf kann an dieser Stelle nicht vertiefend eingegangen
werden. Es sollen stattdessen jedoch zumindest zehn Grun-
dregeln und -aspekte zur Bestimmung der Erheblichkeit von
Beeinträchtigungen dargestellt werden.

2.5.1 Prognosewahrscheinlichkeit
Wie bereits bei der Abgrenzung zwischen FFH-VorP und
FFH-VP ausgeführt, muss die Erheblichkeit von Beeinträch-
tigungen und somit die Unverträglichkeit des Vorhabens be-
reits dann prognostiziert werden, wenn eine hinreichende
Wahrscheinlichkeit des Eintretens erheblicher Beeinträchti-
gungen besteht bzw. diese nicht mit der notwendigen Sicher-
heit auszuschließen sind. 

Dies wird auch aufgrund des strengen Maßstabs deutlich, den
der EuGH in seinem Urteil vom 7. September 2004 (RdNr.
56-61) definiert hat und wonach bei der Prüfung der Verträg-
lichkeit die „besten einschlägigen wissenschaftlichen Erkennt-
nisse“ hinzuzuziehen sind, ein strenger „Vorsorgegrundsatz“
explizit zu berücksichtigen und ein Projekt nur dann zu ge-
nehmigen ist, wenn die zuständigen Behörden „Gewissheit
darüber erlangt haben“ und „aus wissenschaftlicher Sicht kein
vernünftiger Zweifel daran besteht“, dass sich das Projekt
nicht nachteilig auf das Gebiet als solches auswirkt.

2.5.2 Bezugsmaßstab der Prüfung
Bezugsmaßstab der Prüfung sind die nach den Erhaltungszie-
len bzw. dem Schutzzweck geschützten Gebietsbestandteile.
Bezugsraum zur Bestimmung der Erheblichkeit ist grundsätz-
lich immer das Vorkommen im konkreten Natura 2000-Ge-
biet, nicht etwa das europäische Verbreitungsgebiet oder die

biogeographische Region. Wenn das gemeldete Gebiet aus
mehreren Teilgebieten besteht, die arrondiert wurden und de-
ren Vorkommen bzw. Populationen funktional getrennt sind
oder wenn zwischen den Beständen im Gebiet signifikante
Unterschiede in der Ausprägung bestehen (z.B. zwischen Ober-
lauf und Mittellauf eines Fließgewässers), kann es fachlich
geboten sein, diese jeweiligen Teilgebiete als Bezugsraum (mit)
heranzuziehen.

2.5.3 Keine Aggregationsthematik
Jede einzelne erhebliche Beeinträchtigung einer Art oder ei-
nes Lebensraums bzw. eines für die Erhaltungsziele maßgeb-
lichen Bestandteils führt zur Unverträglichkeit des Projekts
bzw. Plans (so z.B. auch LOUIS & ENGELKE 2000:  647,
WEIHRICH 1999: 1701). 

2.5.4 Flächeninanspruchnahme/-entzug
Nach wie vor wird in der Fachwelt strittig diskutiert, ob jede
direkte Flächeninanspruchnahme und damit einhergehende
Beseitigung von nach den Erhaltungszielen eines Gebiets ge-
schützten Lebensräumen als erheblich zu bewerten ist (vgl.
z.B. BAUMANN et al. 1999: 469, AG FFH-VERTRÄGLICH-
KEITSPRÜFUNG 1999: 71, HALAMA 2001:510, GELLER-
MANN 2001: 74ff, KOKOTT 2004) oder ob es Ausnahmen
gibt, wenn es sich um extrem kleinflächige Verluste bei zu-
gleich sehr großen auch qualitativ vergleichbaren Beständen
im Gebiet handelt (vgl. z.B. EU-KOMMISSION 2001: 36). 

In ihrem Leitfaden vertritt die EU-KOMMISSION (2000: 36)
die Auffassung, dass „der Verlust einer 100 m2 großen Fläche
in einem kleinen Gebiet mit seltenen Orchideen erheblich,
ein Verlust in vergleichbarer Größenordnung in einem großen
Steppengebiet dagegen unerheblich sein (kann)“. Nach Auf-
fassung der EU-Kommission kann es offenbar solche Bagatell-
Konstellationen geben.

Da für „unerhebliche“ Beeinträchtigungen in § 34 Abs. 2
BNatSchG keine Kohärenzsicherungsmaßnahmen vorgesehen
sind, käme es allerdings durch solche Lebensraumverluste zu
einer steten Verkleinerung und schleichenden Zerstörung des
Natura 2000-Netzes, wenn hierbei nicht nur quantitativ und
qualitativ unbedeutendste Flächenverluste gemeint wären. 

Daher sind in großen Natura 2000-Gebieten Lebensraumver-
luste auch dann als erheblich zu beurteilen, wenn sie in Rela-
tion zum Gesamtvorkommen des Lebensraumtyps im Gebiet
relativ gering erscheinen. Ab einer gewissen Größe, ist ein Ver-
lust auf jeden Fall als erheblich zu betrachten, weil er nicht
dadurch geringer wird, dass es auch noch größere unbeein-
trächtigte Flächen im Schutzgebiet gibt. Beeinträchtigungen
sind in erster Linie nach qualitativ-funktionalen Kriterien und
nach ihrer quantitativ absoluten Dimension zu bewerten und
können nicht durch gebietsbezogene Relativierungen „klein-
gerechnet“ werden.

Auf die verschiedenen fachlichen und rechtlichen Gründe,
die verdeutlichen, warum es keine Spielräume für gesamtge-
bietsbezogene Bewertungen im Sinne von Relativierungen
gibt, kann und soll an dieser Stelle nicht eingegangen wer-
den. Hierfür sowie bezüglich der Interpretation des BVerwG-
Urteils zur B 50n, zur Frage der Einbeziehung der Erhaltungs-
ziele, des Erhaltungszustands oder der Stabilität von Bestän-
den bei der Bewertung der Erheblichkeit wird auf die detail-
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lierteren Ausführungen bei GASSNER et al. (2005: 217ff) und
BERNOTAT (2006) verwiesen.

Bei den im Rahmen des Forschungs- und Entwicklungsvor-
habens von LAMBRECHT et al. (2004) erarbeiteten Fachkon-
ventionsvorschlägen wurden konkrete Hinweise zur Ermittlung
erheblicher Beeinträchtigungen im Sinne des § 34 BNatSchG
erarbeitet. Damit wurde auch einer immer wieder an das BfN
herangetragenen Forderung Rechnung getragen, diese auf
dem unbestimmten Rechtsbegriff der Erheblichkeit beruhen-
de Prüfung für die Praxis zu operationalisieren (vgl. z.B. For-
derungen des SRU (2002: 160) bzw. Anerkennung des SRU
im Umweltgutachten (2004: 140)). 

Die Ergebnisse von LAMBRECHT et al. (2004) stellen das
bislang differenzierteste Werk zur Frage der Erheblichkeits-
beurteilung im Rahmen der FFH-VP dar. Neben den im Vor-
haben ausgearbeiteten fachlich-methodischen Handreichungen
und Hilfestellungen wurden erstmals auch lebensraum- und
artspezifische Vorschläge für Fachkonventionen zur Bestim-
mung der Erheblichkeit entwickelt. 

Diese Fachkonventionsvorschläge gehen zunächst von der
Grundannahme aus, dass ein durch direkten Flächenentzug
hervorgerufener direkter und dauerhafter Verlust von Teilen
eines nach den Erhaltungszielen geschützten Lebensraumtyps
bzw. Habitats einer Art in der Regel eine erhebliche Beein-
trächtigung darstellt, da dieser Verlust aller bioökologischen
Funktionen auf der betroffenen Fläche den Erhaltungszielen
grundsätzlich zuwiderläuft. Darüber hinaus werden aber auch
Bedingungen bzw. bestimmte Konstellationen formuliert, bei
denen aus naturschutzfachlichen bzw. ökologischen Gesichts-
punkten von der Regelannahme einer Erheblichkeit solcher
Beeinträchtigungen abgewichen werden kann.9)

Als Ergebnis liegen somit zwei rechtlich und fachwissen-
schaftlich differenziert abgeleitete Fachvorschläge vor, die ei-
nen Orientierungsrahmen für die Praxis der FFH-VP bieten
können (vgl. z.B. WEST & BERNOTAT 2004). Sie stimmen
im Grundsatz mit dem von der EU-Kommission dargelegten
Beispiel zu den etwaigen Ausnahme-/Bagatellfällen einer
Nichterheblichkeit von Beeinträchtigungen ebenso überein
wie mit den strengen Maßstäben, die z.B. das BVerwG in sei-
nem Urteil zur B 50n Hochmoselquerung und der EuGH in
seinem Urteil zur Herzmuschelfischerei formuliert hat. Die
Fachkonventionsvorschläge werden bereits in der Praxis er-
folgreich angewandt und sie wurden inzwischen auch bei ge-
richtlichen Entscheidungen herangezogen. 

Im Urteil des Hess. VGH zur A 380-Wartungshalle10) führt
das Gericht bezüglich der Erheblichkeit entsprechend der
Grundannahme bei LAMBRECHT et al. (2004: 116) zunächst
grundsätzlich aus: „Dabei ist davon auszugehen, dass Vorha-
ben, die zu einer dauerhaften Flächeninanspruchnahme von

FFH-relevanten Lebensraumtypen und damit zu einer Gebiets-
verkleinerung führen, in der Regel eine erhebliche Beeinträch-
tigung darstellen werden“ (S. 33). Im Urteil wurde dann zu-
dem berücksichtigt, dass die von LAMBRECHT et al. (2004)
als Orientierungswerte vorgeschlagenen Bagatellgrenzen zur
Bestimmung der Erheblichkeitsschwelle in Bezug auf den
Lebensraum des Hirschkäfers sowie ein Jagdhabitat der Be-
chsteinfledermaus und für die Inanspruchnahme des LRT
‚Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandebenen mit Quercus
robur‘ überschritten sind (S. 34). In diesem Fall hatte bereits
die Planfeststellungsbehörde die vom Vorhabenträger vorge-
legten Untersuchungen zur FFH-Verträglichkeit kritisch geprüft
und war unter Hinzuziehung der im BfN-Forschungsvorhaben
entwickelten Fachkonventionsvorschläge und in Abweichung
zum Vorhabenträger zu dem Ergebnis gelangt, dass es sich um
erhebliche Beeinträchtigungen handelt. Dies wurde in der ge-
richtlichen Überprüfung in entsprechender Weise bestätigt.11)

Die Fachkonventionsvorschläge werden derzeit im Rahmen
eines Folgevorhabens weiter evaluiert und abgestimmt. Es hat
sich jedoch schon jetzt gezeigt, dass durch die Entwicklung
solcher Fachkonventionen ein wesentlicher Beitrag zu einer
bundesweit einheitlicheren und besseren Anwendung der
Rechtsvorschriften geleistet werden kann. 

2.5.5 Beeinträchtigungen von außen
Auch Beeinträchtigungen von außen können zu erheblichen
Beeinträchtigungen der Natura 2000-Gebiete führen. Bezogen
auf Lebensraumtypen bzw. Habitate können dies z.B. Grund-
wasserabsenkung oder Schadstoffeinträge sein. Für viele auf
nährstoffarme Standorte angewiesene Lebensräume (Mager-
rasen, Heiden oligothrophe Gewässer etc.) können zudem
Nährstoffeinträge über den Luft- oder Wasserpfad langfristig
zu massiven Beeinträchtigungen führen. Bei Tierarten sind es
häufig akustische und optische Störreize, die von außen zu
erheblichen Beeinträchtigungen der Gebietsbestände führen
können.12)

Um zu präzisieren, was im Kontext von Arten als erhebliche
Beeinträchtigung verstanden wird, hilft auch der Vergleich mit
den Ausführungen der EU-KOMMISSION (2000: 23ff.) zur
„Verschlechterung der Habitate“ von Arten und zur „Störung
von Arten“, die in Bezug auf Art. 6 Abs. 2 FFH-RL getroffen
wurden. Unter einer „Verschlechterung“ wird eine physische
Degradation des Lebensraums verstanden, die zum Beispiel
in Form einer Reduzierung der Fläche oder der Merkmale des
Lebensraums stattfinden kann. Im Gegensatz hierzu beein-
trächtigen „Störungen“ die physischen Bedingungen eines
Gebiets nicht direkt. Störungen betreffen die Arten und sind
oftmals zeitlich begrenzt. Somit sind z.B. die Intensität, Dau-
er, Zeitpunkt und Frequenz der Störungswiederholung rele-
vante Parameter.
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9) Bezüglich der näheren Erläuterung der Fachkonventionsvorschläge und insbesondere der fachlichen Herleitung der darin integrierten Orien-
tierungswerte muss auf den Endbericht von LAMBRECHT et al. (2004: 114ff.) bzw. auf LAMBRECHT & TRAUTNER (2005) verwiesen werden.

10) Vgl. Hess. VGH, Urteil v. 28.06.2005 – Az. 12 A 8/05.
11) Die Planfeststellungsbehörde hat hier sicher im Interesse der Planungs- und Rechtssicherheit gut daran getan, die Beeinträchtigungen inner-

halb des Schutzgebietes als „erheblich“ zu bewerten und dann den verfahrensrechtlich sichereren Weg über die Ausnahmeprüfung zu gehen.
12) Nähere Ausführung zur Empfindlichkeit von Tier- und insbesondere Vogelarten gegenüber Wirkfaktoren wie anthropogener Störung (einschließ-

lich artspezifischer Orientierungswerte zu Fluchtdistanzen), zur Ermittlung und Bilanzierung der Störwirkungen von Lärm (einschließlich der
Orientierungswerte zur Minderung der Lebensraumeignung nach RECK et al. 2001) sowie Hinweise zu kritischen Belastungsgrenzen (critical
loads) für Stickstoffdepositionen in Ökosystemtypen finden sich z. B. auch bei GASSNER et al. (2005: 187ff.).
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Nach Aussage der EU-KOMMISSION (2000: 28f.) können als
erhebliche Störungen:
• alle Entwicklungen, die zur langfristigen Abnahme der Po-

pulation der Arten in einem Gebiet führen und
• alle Entwicklungen, die zur Verringerung der Größe des

Lebensraumes für die Arten in einem Gebiet beitragen, ein-
gestuft werden.

Wird daher der Bestand einer Art im Schutzgebiet durch
störungsbedingte Verdrängungseffekte reduziert, ist von einer
erheblichen Beeinträchtigung auszugehen. Dabei ist es i.d.R.
ökologisch unzutreffend und planungsmethodisch unzulässig,
eine anlage- oder betriebsbedingte Verdrängung nicht als er-
hebliche Beeinträchtigung zu werten, weil für die Individuen
angeblich ein Ausweichen möglich sei und die Tiere in den
verbleibenden Lebensräumen einfach „enger zusammenrücken“
würden. 

2.5.6 Zerschneidungswirkungen zwischen 
Gebiet und Umgebung 

Anlage- oder betriebsbedingte Zerschneidungswirkungen kön-
nen grundsätzlich über drei differenzierbare Wirkprozesse zu
erheblichen Beeinträchtigungen führen. Dazu zählt erstens
die hervorgerufene Mortalität von Individuen, zweitens das
Auftreten von Barrierewirkungen und die Unterbindung der
verschiedenen Formen räumlich-funktionaler Beziehungen
zwischen Teilhabitaten und drittens die aus den beiden vorge-
nannten Punkten ggf. resultierende Isolation von Teilbeständen,
bei der auch die Unterschreitung der Minimumarealansprüche
von Arten und Biozönosen zu beachten ist.

Zerschneidungswirkungen zwischen Gebiet und Umgebung
können v.a. dann erheblich sein, wenn Teilhabitate (z.B. Nah-
rungshabitate von Vögeln oder Fledermäusen) oder Teilbestän-
de von Arten (z.B. bei Metapopulationen von Amphibien oder
Schmetterlingen) außerhalb des Schutzgebiets liegen. 

Insbesondere bei hochmobilen Arten (z.B. Wanderfischarten)
oder Arten mit großen Arealansprüchen (z.B. Luchs, Wolf oder
Fischotter) können auch Zerschneidungen zwischen Gebieten
(z.B. durch Verkehrswege) erheblich sein, ohne dass die aus-
gewiesenen Natura 2000-Gebiete in ihrer Fläche selbst direkt
betroffen sind. 

2.5.7 Beeinträchtigung charakteristischer Arten
Bei der Beurteilung der Erheblichkeit von Beeinträchtigungen
sind die im Einzelfall ermittelten Auswirkungen auf die cha-
rakteristischen Arten mit Blick auf den jeweiligen Lebens-
raumtyp zu interpretieren, dem diese Arten zuzuordnen sind.
Dabei kommt es im Sinne von Art. 1 Buchst. b) FFH-RL dar-
auf an, ob der Erhaltungszustand der für den Lebensraumtyp
charakteristischen Arten günstig bleibt oder sich aufgrund des
Vorhabens und dessen Wirkfaktoren verschlechtert.

Es ist zu beurteilen, ob die Funktion des betreffenden Le-
bensraumtyps, nämlich Habitat oder Teil-Habitat der für den
Lebensraumtyp charakteristischen Arten zu sein, erheblich
beeinträchtigt wird. Auch wenn der Prüfungsmaßstab auf den
Lebensraumtyp ausgerichtet ist, lässt sich dies im kausalen
Zusammenhang nur aufgrund der konkreten Auswirkungen
auf die betreffenden charakteristischen Arten festmachen.

Eine maßgebliche Verschlechterung eines Lebensraumes in
einem Gebiet tritt u.a. dann ein, wenn der Erhaltungszustand

der für den Lebensraum charakteristischen Arten im Verhält-
nis zum Ausgangszustand beeinträchtigt wird (vgl. EU-
KOMMISSION 2000: 28).

Ein Lebensraum wird dann erheblich beeinträchtigt, wenn z.B.:
• wesentliche Anteile des charakteristischen Artenspektrums

(z.B. bestimmte Artengruppen), 
• bestimmte Arten mit zentralen Funktionen im Lebensraum

(z.B. Schlüsselarten wie Schwarzspecht oder Biber), 
• bestimmte für den Lebensraum besonders wertgebende

charakteristische Arten (z.B. gefährdete Arten) oder
• den Lebensraumtyp prägende Arten (z.B. dominante Arten) 
durch das Vorhaben maßgeblich beeinträchtigt werden und es
somit zu einer erheblichen Verschlechterung der jeweiligen
Habitat-Funktionen des Lebensraumes kommt.

Wenn bei einer Querung eines Fließgewässers (z.B. Lebens-
raumtyp 3260) durch eine Bundesstraße mit einer sehr nied-
rigen und/oder breiten Brücke die räumlich-funktionalen Be-
ziehungen von charakteristischen Arten des Fließgewässers
(z.B. Wasseramsel, Eisvogel, Gebirgsstelze oder Gebänderte
Prachtlibelle) dauerhaft zerstört bzw. negativ beeinflusst wer-
den (Barrierewirkung, Verkehrsverluste, Verlärmung, Störung),
ist dies in der Regel als erhebliche Beeinträchtigung des Le-
bensraumes zu werten, selbst wenn sich das Projekt auf die
hydrologischen oder floristischen Bestandteile des Lebensrau-
mes nicht maßgeblich auswirkt.

Wenn eine Bundesautobahn dicht an einem FFH-Gebiet vorbei
geplant wird, in dem die Erhaltung oder Wiederherstellung des
Lebensraumtyps 9170 „Labkraut-Eichen-Hainbuchenwald“
Erhaltungsziel ist, dann wird die Vertreibung der störungs-
empfindlichen Vogel- und Säugetierarten in den angrenzenden
Waldbereichen durch Lärm- und Lichtimmissionen und/oder
die Zerschneidung ihrer räumlich-funktionalen Beziehungen
zwischen Gebiet und Umgebung in der Regel zu einer erheb-
lichen Beeinträchtigung des Lebensraumes führen, obwohl die
Baum-, Strauch- und Krautschicht des Eichen-Hainbuchen-
waldes davon ggf. nicht maßgeblich beeinträchtigt wird.

So hat beispielsweise die Betroffenheit des Schwarzstorchs als
charakteristischer Art der Buchenwald-Lebensraumtypen 9110
und 9130 sowie des Fließgewässertyps 3260 innerhalb des
FFH-Gebiets „Luerwald und Bieberbach“ in Nordrhein-West-
falen zu einer Umplanung der A 46 in Form einer Verlegung
an den Schutzgebietsrand geführt, da die zuständigen Natur-
schutzbehörden des Landes nachvollziehbar dargelegt haben,
dass durch die akustischen und optischen Störwirkungen so-
wie die verschiedenartigen Zerschneidungswirkungen des Pro-
jekts eine erhebliche Beeinträchtigung dieser sehr störungs-
empfindlichen Art nicht mit der gebotenen Wahrscheinlich-
keit hätte ausgeschlossen werden können.

2.5.8 Beeinträchtigung der Wiederherstellungs-/
Entwicklungsziele

Erheblich kann auch die Beeinträchtigung der Möglichkeit zur
Wiederherstellung bzw. Entwicklung von Lebensräumen oder
Habitaten sein. Die Entwicklungsmöglichkeiten eines Gebiets
in Richtung eines günstigen Erhaltungszustandes dürfen nicht
erheblich beeinträchtigt bzw. verhindert werden (so z.B. auch
BAUMANN et al. 1999: 469, KÜSTER 2001: 85). Einem Pro-
jekt oder Plan kann nur dann die Erhaltungszielkonformität
attestiert werden, wenn die zur Erreichung der Naturschutz-
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ziele erforderlichen Entwicklungs- und Optimierungsmaßnah-
men nicht behindert werden (GELLERMANN 2001: 82).
Werden dagegen z.B. Flächen überbaut, auf denen nach den
Erhaltungszielen die Entwicklung eines bestimmten Lebens-
raumtyps oder Habitats angestrebt wird, so ist dies i.d.R. als
erhebliche Beeinträchtigung zu werten.

2.5.9 Kumulative Wirkungen
Zwei Projekte oder Pläne können für sich betrachtet unterhalb
der Erheblichkeitsschwelle liegen, in Kombination dann jedoch
zu einer erheblichen Beeinträchtigung führen. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass Vorbelastungen ggf. die
Empfindlichkeit eines Gebiets erhöhen und dass im Rahmen
der FFH-VP auch alle nach Ablauf der offiziellen Frist zur
Gebietsmeldung durchgeführten Pläne und Projekte kumula-
tiv mit einzubeziehen sind. 

So kann ein heute zur Genehmigung anstehendes Projekt auf-
grund nicht erheblicher Beeinträchtigungen zulässig sein, ein
zweites Projekt vergleichbarer Auswirkungen zukünftig aber
unzulässig, da in der Summe die Erheblichkeitsschwelle über-
schritten würde (so auch FISCHER-HÜFTLE 1999: 69). 

Dies verdeutlicht zum einen, dass ein gebiets- bzw. raumbe-
zogenes Dokumentationssystem für alle durchgeführten FFH-
Verträglichkeitsprüfungen notwendig ist, zum anderen aber
auch, dass es hier vorausschauender und steuernder raumord-
nerischer Planungsentscheidungen bedarf, um im Konflikt-
fall die Prioritäten im Sinne einer nachhaltigen Raumplanung
richtig zu setzen.

2.5.10 Maßnahmen zur Schadensbegrenzung
Während Maßnahmen zur Schadensbegrenzung geeignet sind,
Beeinträchtigungen zu vermeiden oder zu minimieren, haben
Ausgleichsmaßnahmen nach Art. 6 Abs. 4 FFH-RL bzw. Ko-
härenzsicherungsmaßnahmen nach § 34 Abs. 5 BNatSchG ge-
nerell keine Bedeutung für die Bestimmung der Erheblichkeit
von Beeinträchtigungen (vgl. z.B. EU-KOMMISSION 2000:
40). 

Die Verträglichkeit eines Projekts oder Plans kann durch die-
se Maßnahmen somit nicht mitbestimmt werden. Sie haben ih-
re Funktion generell erst im Rahmen des Ausnahmeverfahrens
nach § 34 Abs. 3-5 BNatSchG (so z.B. auch WEIHRICH
1999: 1702, BECKMANN & LAMBRECHT 2000: 2). Kann es
trotz Berücksichtigung nachweislich geeigneter Maßnahmen
zur Schadensbegrenzung zu erheblichen Beeinträchtigungen
kommen, ist ein Projekt bzw. ein Plan nach § 34 Abs. 2 BNat-
SchG unzulässig.

3. Prüfung der Ausnahmebestimmungen

Führt ein Projekt bzw. ein Plan zu erheblichen Beeinträchti-
gungen eines Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder
den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen, ist eine ab-
weichende Zulassung nach § 34 Abs. 3-5 BNatSchG nur
möglich, soweit dies:
1. aus den gesetzlich geforderten zwingenden Gründen des

überwiegenden öffentlichen Interesses notwendig ist und
2. zumutbare Alternativen, den mit dem Projekt bzw. Plan

verfolgten Zweck an anderer Stelle ohne oder mit gerin-
geren Beeinträchtigungen zu erreichen, nicht gegeben sind
und

3. die erforderlichen Maßnahmen zur Sicherung des Zusam-
menhangs des Natura 2000-Netzes vorgesehen wurden.

Zu jeder dieser drei Voraussetzungen bestehen differenzierte
fachliche Anforderungen, die im Folgenden näher erläutert
werden sollen.

3.1 Zwingende Gründe des überwiegenden 
öffentlichen Interesses

Öffentliche Interessen
Die anführbaren Gründe sind eingeschränkt auf Gründe öf-
fentlichen Interesses. Privatpersonen können ihre Belange i.d.R.
nicht geltend machen, bzw. nur dann, wenn sie zugleich auch
ein öffentliches Interesse an ihrem Vorhaben nachweisen kön-
nen.

Die möglichen Gründe des öffentlichen Interesses sind relativ
eng vorgegeben, dies gilt insbesondere bei der Betroffenheit
von prioritären Lebensräumen oder Arten, wo als zwingende
Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses nur solche
im Zusammenhang mit der Gesundheit des Menschen, der öf-
fentlichen Sicherheit oder den maßgeblich günstigen Auswir-
kungen des Projekts auf die Umwelt geltend gemacht werden
können. Sonstige Gründe öffentlichen Interesses können in
diesem Fall nur noch angeführt werden, wenn eine Stellung-
nahme der Kommission eingeholt und berücksichtigt wird
(vgl. Abb. 2).

Zwingende Gründe
Für eine Ausnahmeregelung ausreichend sind nicht alle öf-
fentlichen Gründe, sondern ausschließlich jene, die „zwin-
gend“ sind. Der Gesetzgeber wollte damit den Rechtferti-
gungszwang für eine Ausnahmeregelung nochmals erhöhen
(BECKMANN & LAMBRECHT 2000: 5). Die Gründe erfor-
dern einerseits ein besonderes Gewicht, d.h. sie müssen maß-
geblich bzw. außergewöhnlich stark sein, andererseits ist aber
auch eine Offensichtlichkeit in dem Sinne gefordert, dass sie
plausibel, nachweislich und überzeugend sind. 

Zwingend bedeutet jedoch auch, dass unter den Belangen, die
für ein Projekt oder einen Plan angeführt werden, gerade die-
se Erwägungen eine maßgebliche Rolle spielen. Es muss sich
bei den Gründen um die wesentlichen Gründe handeln, die den
Hauptzweck des Projekts oder Plans widerspiegeln. Neben-
ziele oder der sonstige Nutzen eines Vorhabens können nicht
bzw. nur eingeschränkt als „zwingende Gründe“ geltend ge-
macht werden.

Voraussetzung ist letztlich auch, dass das Vorhaben insofern
zwingend ist, als es keine anderweitige zufriedenstellende Lö-
sung zur Erreichung des Zieles gibt. Sind alternative Lösun-
gen zur Zielerreichung vorstellbar, ist sehr fraglich, ob für
das Vorhaben „zwingende“ Gründe geltend gemacht werden
können. Z.B. kann eine innerörtliche Unfallrisikoverringerung
nicht nur durch eine Ortsumfahrung erreicht werden, sondern
i.d.R. auch durch entsprechende verkehrstechnische Maß-
nahmen an der bestehenden Ortsdurchfahrt. 

Für die Begründung des zwingenden Charakters spielt auch
der Ortsbezug eine besondere Rolle. Ein Interesse an der För-
derung der Wirtschaft und der Schaffung von Arbeitsplätzen
besteht praktisch überall und kann daher einen zwingenden
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Charakter nur dann erreichen, wenn es für eine bestimmte
Region in ganz spezifischer Weise angeführt werden kann
(RAMSAUER 2000: 604f).

Überwiegen
Die angeführten Gründe müssen „überwiegen“. Dabei handelt
es sich um eine bipolare Abwägung zwischen den zwingen-
den Gründen öffentlichen Interesses, die für das Vorhaben
angeführt werden können und den betroffenen Natura 2000-
Belangen. Die Abwägung entspricht allerdings keiner plane-
rischen Abwägung, sondern einer bewertenden Gegenüberstel-
lung, die einer vollen gerichtlichen Überprüfung unterliegt
(vgl. z.B. auch HALAMA 2001: 512). In der Abwägung müs-
sen sich die Ausnahmegründe als so gewichtig erweisen, dass
es gerechtfertigt ist, selbst den hohen Schutz, den die Natura
2000-Gebiete genießen, hinter die Ausnahmegründe zurück-
treten zu lassen.

Auf der Seite des Projekts bzw. Plans ist die Bedeutung des
Vorhabens darzulegen. So besteht z.B. ein Unterschied, ob es
sich um eine geplante Bundesautobahn oder eine Gemeinde-
straße handelt. Erstere hat nationale, ggf. sogar europäische
Verbindungsfunktionen, letztere lediglich örtliche. Bei den
Natura 2000-Belangen, die zunächst per se eine „europäische
Bedeutung“ aufweisen, besteht ein Unterschied u.a. darin, ob
das Vorhaben z.B. zu einer vollständigen Überbauung einer
der letzten Kalktuff-Quellen (LRT *7220) führen würde oder
ob „nur“ kleinere Teile des in Deutschland weit verbreiteten
Hainsimsen-Buchenwaldes (LRT 9110) durch Immissionen
beeinträchtigt werden.

Nachweispflicht
An die Darlegung der „zwingenden Gründe des überwiegen-
den öffentlichen Interesses“ sind relativ strenge Maßstäbe hin-

sichtlich Plausibilität, Datengrundlage und Prognosegenauig-
keit anzulegen (vgl. z.B. Urteil des BVerwG zur B 1 Orts-
umgehung Hildesheim vom 27.01.00).

Behörden können einen Plan oder ein Projekt nur dann ge-
nehmigen, wenn das Vorliegen der genannten Gründe des
überwiegenden öffentlichen Interesses nachgewiesen werden
kann, und dann auch nur in den Grenzen, in denen sich der
betreffende Plan bzw. das betreffende Projekt als für die Er-
füllung des fraglichen öffentlichen Interesses als notwendig
erweist (EU-KOMMISSION 2000: 54).

Pauschale Argumentationen oder ein Verweis auf die Entschei-
dungen in vorgelagerten Plänen wie z.B. die Einstufung in
den „vordringlichen Bedarf“ im Rahmen des Bundesverkehrs-
wegeplans sind nicht ausreichend, um die zwingenden Grün-
de des überwiegenden öffentlichen Interesses darzulegen.

3.2 Alternativenprüfung
Im Rahmen der Prüfung nach § 34 Abs. 3-5 BNatSchG be-
steht die generelle Pflicht zur Alternativenprüfung. Wenn es
zum beantragten Projekt oder Plan eine zumutbare Alternati-
ve mit keinen oder geringeren Beeinträchtigungen eines Na-
tura 2000-Gebiets gibt, dann muss diese Alternative gewählt
werden (vgl. Abb. 3). Ein Gestaltungsspielraum wird dem
Projektträger nicht eingeräumt. Schon aufgrund seines Aus-
nahmecharakters impliziert Art. 6 Abs. 4 FFH-RL ein strikt
zu beachtendes Vermeidungsgebot, das nicht bereits durch-
brochen werden darf, wenn dies nach dem Muster der Abwä-
gungsregeln des deutschen Planungsrechts vertretbar erscheint
(vgl. hierzu BVerwG, Urteil vom 27.10.00), sondern nur bei-
seite geschoben werden darf, soweit dies mit der Konzeption
größtmöglicher Schonung der durch die FFH-RL geschützten
Rechtsgüter vereinbar ist (BVerwG, Urteil vom 17.05.02).
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Abbildung 2: Gründe des öffentlichen Interesses im Rahmen der Ausnahmeregelung nach § 34
(3-5) BNatSchG (BERNOTAT 2003: 23).
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Alternativenbegriff
Unter Alternativen können neben technischen Alternativen
sowie räumlichen Standort- oder Trassenalternativen auch in-
haltliche Alternativen gefasst werden, sofern sie geeignet sind,
den mit dem Projekt oder Plan verfolgten Zweck mit anderen
Mitteln zu erreichen. 

Als Zweck im Sinne dieser Regelung lassen sich nicht alle
Erwägungen ins Feld führen, die bei der Wahl des Standorts
und der Ausführungsart eine Rolle spielen. Eine zu enge
Zweckdefinition würde die Alternativenprüfung regelmäßig
ins Leere laufen lassen (HALAMA 2001: 511).

Das BVerwG legt in seinem Urteil zur A 44 (vom 17.05.02)
dar, dass es sich auch dann um Alternativen im rechtlichen
Sinne handelt, wenn sich bestimmte Ziele nur suboptimal
verwirklichen lassen. Bleibt das Ziel(-Bündel) als solches er-
reichbar, so sind Abstriche am Grad der Zielvollkommenheit
als typische Folge des Gebots, Alternativen zu prüfen, hinnehm-
bar. Wäre das Tatbestandsmerkmal der Alternativlösung schon
dann nicht erfüllt, wenn sich das Ziel(-Bündel) nicht in genau
der gleichen Weise wie vom Vorhabensträger geplant erreichen
ließe, so liefe insoweit Art. 6 Abs. 4 FFH-RL weitgehend ins
Leere.

Naturschutzfachliche Bewertung von Alternativen
Das BVerwG (Urteil vom 17.05.02) hat den Planfeststel-
lungsbeschluss zur A 44 u.a. deshalb für rechtswidrig erklärt,
weil darin eine Alternative lediglich mit der pauschalen Fest-
stellung abgelehnt wurde, dass auch dort ein FFH-Gebiet be-
einträchtigt würde. Das Gericht forderte dagegen vielmehr
einen differenzierten wertenden Vergleich der jeweils zu er-
wartenden Beeinträchtigungen.

In vielen Fällen mag die vergleichende Bewertung von Al-
ternativen bezüglich der Natura 2000-Schutzgüter eindeutig

und somit einfach sein. Wie ist aber damit umzugehen, wenn
zwei oder gar drei Alternativen – z.B. einer Bundsstraßenpla-
nung – verschiedene Natura 2000-Gebiete, Erhaltungsziele
bzw. durch sie geschützte Lebensraumtypen und Arten in je-
weils unterschiedlicher Dimension erheblich beeinträchtigen. 

Hier wird schnell deutlich, dass es in solchen Spezialfällen
einer qualifizierten fachlichen Bewertung bedarf, die zwar vom
Grundsatz her nichts anderes zum Gegenstand hat als eine
FFH-VP auch, die aber nicht bei der Frage der Erheblichkeit
stehen bleiben kann, sondern die Beeinträchtigungsintensität
und die Beeinträchtigungsschwere von Alternativen ins Ver-
hältnis setzen muss.

Während sich die Beeinträchtigungsintensität (lediglich) aus
der Verknüpfung von Empfindlichkeit und Wirkintensität er-
gibt und sie primär auf die Dimension der Beeinträchtigung
abstellt, geht in die Beeinträchtigungsschwere neben der Be-
einträchtigungsintensität auch die Wertigkeit/Bedeutung der
betroffenen Schutzgüter mit ein (vgl. dazu auch GASSNER
et al. 2005: 65f). 

Für eine entsprechende Bewertung sind (ohne Anspruch auf
Vollständigkeit) zumindest folgende Kriterien bzw. Parame-
ter zu berücksichtigen:

Beeinträchtigungsintensität:
• Anzahl der betroffenen Gebiete, Erhaltungsziele, Lebens-

raumtypen oder Arten
• Anzahl erheblicher Beeinträchtigungen, ggf. ergänzend auch

Anzahl nicht erheblicher Beeinträchtigungen 
• Quantitative Dimension der Beeinträchtigungen (absolut

und ggf. auch relativ; z.B. auch Differenzierung zwischen
gradueller Funktionsminderung oder vollständigem Verlust
von Lebensraumflächen)

• Qualitative Dimension der Beeinträchtigungen (z.B. fakul-
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Abbildung 3: Alternativenprüfung nach § 34 Abs. 3 BNatSchG (BERNOTAT 2003: 24).
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tatives Nahrungshabitat oder obligate Fortpflanzungsstätte;
funktionale Bedeutung z.B. als Verbindungs- oder Puffer-
fläche; Auswirkungen des Verlustes auf die verbleibenden
Bestände; Beeinträchtigung dauerhaft oder temporär)

Beeinträchtigungsschwere:
• Beeinträchtigungsintensität
• Bedeutung des betroffenen Gebietsbestandteils für das Ge-

biet (z.B. Kern- oder Randlage, Bestand oder Entwick-
lungsfläche) 

• Bedeutung des Gebiets für das Netz Natura 2000 
• „Schutzstatus“ bzw. „Wert“ des Lebensraumtyps bzw. der

Art auf der „Typusebene“ (z.B. prioritär oder nicht priori-
tär, charakteristische Art oder Art des Anhangs I VS-RL
bzw. des Anhangs II FFH-RL; ggf. auch nationale bzw. eu-
ropäische Gefährdung)

• „Wert“ des Lebensraumtyps bzw. der Art auf der „Objek-
tebene“ (Erhaltungszustand, Repräsentativität, Ausprägung,
Vorbelastung etc.)

• Kompensierbarkeit im Rahmen von Kohärenzsicherungs-
maßnahmen (keine Regenerier-/Wiederherstellbarkeit ver-
sus zeitnah und vollständig regenerierbar)

Für die Gewichtung der Kriterien kann es keine allgemein-
gültigen Regeln geben und somit können auch keine gene-
rellen Haupt- bzw. Nebenkriterien definiert werden. Die ver-
schiedenen Kriterien können sich vielmehr alle je nach Aus-
prägung und Konstellation wechselseitig überwiegen, so dass
sie auch nur im qualitativ-quantitativen Gesamtzusammenhang
heranzuziehen sind. 

In der Regel wird es jedoch Fachleuten in einer Gesamtbetrach-
tung möglich sein, zu einem eindeutigen Urteil zu gelangen.
In schwierigen Fällen empfiehlt es sich jedoch auch hier, eine
einvernehmliche Abstimmung mit den zuständigen Natur-
schutzbehörden zu erzielen.

Unzumutbarkeit von Alternativen
Projekt- oder Planalternativen mit geringeren Beeinträchti-
gungen müssen nur dann nicht ausgewählt werden, wenn sie
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit widersprechen und
diese Unzumutbarkeit im Sinne des § 34 Abs. 3 BNatSchG
begründet dargelegt wird. Dabei ist nach der Rechtsprechung
des EuGH ein strenger Maßstab anzulegen, so dass die dem
Vorhabensträger durch die Alternativenregelung auferlegten
Vermeidungsanstrengungen das zumutbare Maß nur über-
steigen, wenn sie außerhalb jedes vernünftigen Verhältnisses
zu dem mit ihnen erreichbaren Gewinn für Natur und Umwelt
stehen (BVerwG, Urteil vom 17.05.02).

Deutliche Mehrkosten einer Alternative sind kein generelles
Ausschlusskriterium (vgl. z.B. RAMSAUER 2000: 606f). Ob
Mehrkosten zumutbar sind, ist einerseits aus Sicht des Vor-
habens zu betrachten, andererseits aber auch jeweils am Ge-
wicht der beeinträchtigten gemeinschaftlichen Schutzgüter
zu messen. Als Maßstab hierfür können z.B. die Schwere der
Gebietsbeeinträchtigung, die Anzahl und Bedeutung der be-
troffenen Lebensraumtypen und Arten sowie der Grad der
Unvereinbarkeit mit den Erhaltungszielen herangezogen wer-
den (vgl. BVerwG, Urteil vom 27.01.00). 

Wenn eine Alternative deutlich geringere Beeinträchtigungen
als die vom Vorhabensträger präferierte hat, sind z.B. Mehr-

kosten eher zumutbar, als wenn sie nur zu einem marginalen
Vorteil führt. Dies erfordert eine detaillierte Gegenüberstel-
lung.

Alternativen, die ggf. in einer früheren UVP bzw. in einem
vorgelagerten Verfahren (z.B. Raumordnungsverfahren) un-
geeignet erschienen, können unter den Bewertungsmaßstä-
ben des § 34 BNatSchG ggf. zumutbar und daher verbindlich
sein, wenn sie geringere Beeinträchtigungen von Natura
2000-Gebieten zur Folge haben.

In der Praxis sollte daher bereits frühzeitig die Prüfung ent-
sprechender Alternativen nach FFH-Maßstäben vorbereitet
werden, wenn sich die Möglichkeit von erheblichen Beein-
trächtigungen eines Natura 2000-Gebiets abzeichnet.

3.3 Maßnahmen zur Kohärenzsicherung
A. Rechtliche Anforderungen
Soll ein Projekt trotz erheblicher Beeinträchtigungen eines
Natura 2000-Gebiets zugelassen oder durchgeführt werden,
sind die zur Sicherung des Zusammenhangs des Europäi-
schen Netzes „Natura 2000“ notwendigen Maßnahmen vor-
zusehen. 

Da der in der deutschen Fassung des Artikel 6 Abs. 4 der FFH-
RL verwendete Begriff „Ausgleichsmaßnahmen“ in Deutsch-
land zu begrifflichen Abgrenzungsschwierigkeiten zu den
„Ausgleichmaßnahmen“ nach § 19 BNatSchG führt, wird
empfohlen, im FFH-Kontext besser von „Kohärenzsiche-
rungsmaßnahmen“ zu sprechen.

Da es eine rechtliche Verpflichtung gibt, dass ein Projekt oder
Plan bei Unverträglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Ge-
biets nur zugelassen werden kann, wenn es geeignete Maß-
nahmen zur Sicherung des ökologischen Netzes Natura 2000
gibt und diese notwendigen Maßnahmen zur Kohärenzsiche-
rung auch ergriffen werden, stellen die Maßnahmen zur Kohä-
renzsicherung neben den zwingenden Gründen des überwie-
genden öffentlichen Interesses und dem Fehlen zumutbarer
Alternativen de facto die dritte Zulassungsvoraussetzung der
Ausnahmeregelung dar (so z.B. auch SCHINK 1998: 52,
BAUMANN et al. 1999: 471, BREUER 2000: 170, LOUIS
& ENGELKE 2000: 659, EU-KOMMISSION 2001: 38ff,
GELLERMANN 2001: 99, HALAMA 2001: 512,
SCHRÖDTER 2001: 17, FROELICH & SPORBECK 2002:
48, FGSV 2002: 17, NEBELSIECK 2003: 123, GASSNER et
al. 2003: 588, BMVBW 2004: 64, KÖCK 2005: 469). 

Das hohe Gewicht, das der Kohärenzsicherung zukommt, er-
gibt sich ohnehin indirekt aus dem inhaltlichen Zusammen-
hang, der zwischen den drei Prüferfordernissen im Rahmen
der Ausnahmeregelung besteht. So wird ein Vorhaben, für das
keine vollständige Sicherung des Zusammenhangs des Eu-
ropäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“ möglich ist,
kaum in der Lage sein, die Belange von Natura 2000 im Sin-
ne des § 34 Abs. 3 Pkt. 1 BNatSchG zu „überwiegen“. Eine
dauerhafte nicht ausgleichbare Schädigung des europäischen
Netzes dürfte vielmehr in der Abwägung in der Regel ein hö-
heres Gewicht aufweisen und somit entweder eine Ablehnung
oder eine Umplanung des Projekts oder Plans zur Folge ha-
ben. Dass die Kompensierbarkeit als Kriterium auch bei der
Prüfung von Alternativen eine zentrale Rolle spielen kann,
wurde bereits erwähnt.
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Da es in bestimmten Fällen sein kann, dass die erheblichen
Beeinträchtigungen einzelner Lebensräume oder Arten nicht
durch geeignete Maßnahmen zur Kohärenzsicherung aus-
gleichbar sind, muss die Prüfung sowohl der prinzipiellen
fachlichen Möglichkeit als auch der konkreten einzelfallbe-
zogenen Realisierbarkeit von geeigneten Kohärenzsicherungs-
maßnahmen vor Zulassung des Projekts oder Plans erfolgen. 

B: Fachliche Anforderungen
Die Maßnahmen zur Kohärenzsicherung müssen sicherstel-
len, dass die Gebiete ihren Beitrag zum Netz Natura 2000 wei-
terhin vollumfänglich gewährleisten. Damit die umfassende
Kohärenz des europäischen Schutzgebietssystems gesichert ist,
haben Kohärenzsicherungsmaßnahmen eine Reihe grundsätz-
licher Anforderungen in funktionaler, quantitativer, zeitlicher
und räumlicher Hinsicht zu erfüllen (vgl. z.B. auch LANA
200413), TU BERLIN 2005). 

Funktionale Aspekte
Inhaltlich müssen sich die Maßnahmen direkt auf die nach
den Erhaltungszielen geschützten Lebensraumtypen und Ar-
ten beziehen, die erheblich beeinträchtigt werden. Sie zielen
darauf ab, die negativen Auswirkungen des Projekts aufzuwie-
gen und einen funktionsidentischen Ausgleich zu erzielen,
der genau den negativen Auswirkungen auf den betroffenen
Lebensraum und die betroffenen Arten entspricht (EU-KOM-
MISSION 2000: 49). 

Zu den Maßnahmen zur Kohärenzsicherung können somit
grundsätzlich gehören:
• die Neuanlage/Wiederherstellung des beeinträchtigten Le-

bensraumtyps bzw. des Habitats der Art 
• die Verbesserung/Optimierung des beeinträchtigten Lebens-

raumtyps bzw. des Habitats der Art 

Eine Nachmeldung vergleichbarer Bestände kommt dagegen
nur dann in Frage, wenn es keine qualifizierte Möglichkeit
zur Naturalrestitution gibt und wenn diese Bestände nicht be-
reits ohnehin an die EU hätten gemeldet werden müssen.

Quantitative Aspekte
Um eine vollständige Kohärenz zu gewährleisten, müssen die
Maßnahmen nicht nur die gleichen Lebensräume in gleicher
Qualität wiederherstellen, sondern auch in gleichem Umfang,
in vergleichbaren Dimensionen wie vor der Projektrealisierung.
Sie müssen qualitativ und quantitativ ein Adäquat zu den Beein-
trächtigungen darstellen. 

Ein vollständiger Ausgleich bedeutet nicht, dass die Kohä-
renzsicherungsmaßnahme immer den identischen Flächen-
umfang wie der beeinträchtigte Lebensraum aufweisen muss,
sondern es geht um einen dem Verlust funktional gleichzu-
setzenden Ausgleich, der von seiner Flächendimension z.T.
größer (z.B. aufgrund langer Entwicklungszeiten) oder aber
kleiner (aufgrund einer qualitativen Höherwertigkeit) ausfal-
len kann. 

Grundsätzlich sind bei der Dimensionierung von Maßnahmen
zur Kohärenzsicherung auch die Minimalarealansprüche der
betroffenen Arten bzw. der charakteristischen Lebensgemein-
schaften zu berücksichtigen, da nur so eine dauerhafte Besie-
delung erreicht werden kann.

Zeitliche Aspekte
Maßnahmen zur Kohärenzsicherung sind bereits vor Umset-
zung des Projekts (Baubeginn) bzw. zumindest vor Beginn
der Beeinträchtigung des entsprechenden Natura 2000-Ge-
biets durchzuführen, damit sie zum Zeitpunkt des Schadens-
eintritts einsatzbereit und möglichst funktionsfähig sind (z.B.
BAUMANN et al. 1999: 470, WEIHRICH 1999: 1704, EU-
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Abbildung 4: Fachliche und formale Voraussetzungen erfolgreicher Kohärenzsicherung

13) Das BfN hat hierfür große Teile des textlichen Entwurfs erstellt.
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KOMMISSION 2000: 49, SCHRÖDTER 2001: 17, FGSV
2002: 18, LANA 2004: 3).

Schwieriger zu beantworten ist die Frage, wie mit dem tem-
porären Funktionsdefizit (time-lag) umzugehen ist, das auch
bei frühzeitiger Durchführung der Maßnahmen zur Kohä-
renzsicherung vielfach langjährig bestehen bleibt, bevor die
beeinträchtigten bzw. zerstörten Lebensraumfunktionen voll-
ständig und in gleicher Ausprägung und Qualität wiederher-
gestellt sind und wieder einen günstigen Erhaltungszustand
aufweisen. 

Die EU-KOMMISSION (2000: 49f) fordert, dass „das ange-
legte Gebiet zu dem Zeitpunkt zur Verfügung steht, da das
betroffene Gebiet seinen ökologischen Wert verliert“ und
dass das Ergebnis der Maßnahmen zu dem Zeitpunkt ein-
satzbereit ist, da auf dem mit dem Projekt im Zusammenhang
stehenden Gebiet ein Schaden eintritt, es sei denn, es kann
nachgewiesen werden, dass diese Gleichzeitigkeit nicht un-
bedingt erforderlich ist, um den Beitrag des Gebiets zum
Netz Natura 2000 zu sichern.

Solche temporären Funktionsdefizite, die insbesondere bei
Lebensräumen mit langen Entwicklungszeiten auftreten, kön-
nen – wenn überhaupt – gewiss nur dann in Kauf genommen
werden, wenn mit Sicherheit erwartet werden kann, dass der
gebotene Ausgleich und damit die Wiederherstellung der Ko-
härenz auf Grund der durchgeführten Maßnahmen eintreten
werden (RAMSAUER 2000: 608). Auch das BVerwG (Urteil
vom 17.05.02) spricht diesbezüglich von der Gefahr einer
„zeitlichen Funktionslücke“. Es ist somit im jeweiligen Ein-
zelfall zu prüfen, ob diese temporären Funktionsdefizite vor
dem Hintergrund der ökologischen Kohärenz von Natura 2000
tolerabel sind oder nicht (vgl. LANA 2004).

Insbesondere bei Eingriffen in die Habitate von geschützten
Arten müssen die Maßnahmen häufig vor Eintritt der Beein-
trächtigung voll funktionsfähig sein, da sonst die Gefahr ei-
ner dauerhaften Beeinträchtigung ggf. sogar des Verlusts der
entsprechenden (Teil-) Population besteht. Hier sind tempo-
räre Funktionsdefizite nicht tolerabel, so dass eine z.T. deut-
lich vorgezogene Maßnahmenrealisierung unverzichtbar ist,
wenn das Projekt genehmigt werden soll. Um in solchen Fäl-
len handlungsfähig zu bleiben, muss eine Finanzierbarkeit und
Umsetzbarkeit von Maßnahmen bereits vor der abschließen-
den Genehmigung des Projekts ermöglicht werden. In der
Praxis kann z.B. über vorbereitenden Grunderwerb oder über
vorzeitigen Grunderwerb eine Sicherung der Flächen bereits
vor Planfeststellungsbeschluss ermöglicht werden. Insbeson-
dere gestufte bzw. vorgelagerte Verfahren bieten hierfür gute
Voraussetzungen, wobei ggf. auch Instrumente der Flächen-
und Maßnahmenbevorratung genutzt werden könnten.

In jenen Fällen, in denen nicht die Gefahr der dauerhaften
Beeinträchtigung eines Lebensraums oder einer Teilpopulati-
on besteht, wenn die neu geschaffenen Lebensräume ihre
Funktion zum Eingriffszeitpunkt noch nicht 100%ig wieder
erfüllen, sollten die temporären Funktionsdefizite bzw. die
qualitative Unterschiede durch einen vergrößerten Maßnah-

menumfang kompensiert werden (vgl. z.B. auch BAUMANN
et al. 1999: 470). Der Umfang von Flächenzuschlägen ist in
Abhängigkeit von der Höhe des temporären Funktionsdefizits
zu bestimmen (vgl. hierzu z.B. auch die in der Umwelthaf-
tungs-RL der EU14) getroffenen Aussagen zur „Ausgleichs-
sanierung“). Ob hierfür die in der Praxis der Eingriffsrege-
lung entwickelten Modelle (vgl. z.B. KIEMSTEDT et al.
1996: 70ff, AG EINGRIFFSREGELUNG 1995, ARGE EIN-
GRIFF-AUSGLEICH 1994, NLÖ 1994) uneingeschränkt über-
tragen werden können oder ob bei den europäisch bedeutsa-
men Schutzgebieten ggf. strengere Anwendungen erforder-
lich sind, ist zu prüfen. Allerdings ist auch in solchen Fällen
zumindest eine vorgezogene Maßnahmenrealisierung anzu-
streben.

Räumliche Aspekte
Die wichtigsten räumlichen Anforderungen an Kohärenzsiche-
rungsmaßnahmen ergeben sich aus den standörtlichen Erfor-
dernissen und den räumlich-funktionalen Zusammenhängen.
Die Erfolgschancen der Maßnahmen sind u.a. unter Berück-
sichtigung des Besiedelungspotenzials des Standorts, seiner
räumlich-funktionalen Einbindung in die Umgebung sowie der
Nähe und Erreichbarkeit ausbreitungsfähiger Populationen
der angestrebten Arten zu bewerten. Die Entfernung zwischen
den beeinträchtigten Bestandteilen eines Schutzgebiets und
den für Maßnahmen vorgesehenen Flächen ist so lange kein
Hindernis, solange die Funktionsfähigkeit der Maßnahme
bzw. die Funktionalität des Gebiets gewährleistet ist. Maß-
nahmenflächen müssen nach Auffassung der Europäischen
Kommission (2000: 51) innerhalb derselben biogeographi-
schen Region liegen. Sie müssen aber nicht notwendiger Wei-
se in dem vom Vorhaben betroffenen Landschaftsraum um-
gesetzt werden (BVerwG, Urteil vom 27.01.2000: 25).

Maßnahmen zur Kohärenzsicherung können innerhalb oder
außerhalb der gemeldeten Natura 2000-Gebietskulisse durch-
geführt werden.

Für Maßnahmen, die innerhalb des betroffenen oder in einem
anderen Natura 2000-Gebiet realisiert werden, müssen Flä-
chen ausgewählt werden, die nachweislich ein ausreichendes
Aufwertungspotenzial besitzen. Die Maßnahmen müssen zu-
dem über das ohnehin erforderliche Maß an normalen Pfle-
ge- und Entwicklungsmaßnahmen nach Art. 6 Abs. 2 FFH-RL
hinausgehen (EU-KOMMISSION 2000: 48). Da es sich da-
bei zum Teil fachlich um dieselben Maßnahmentypen han-
delt, ist hier ggf. unter formalen Gesichtspunkten und unter
Hinzuziehung der Managementpläne eine Trennlinie zu ziehen.
Als Maßnahmen zur Kohärenzsicherung unzulässig sind alle
Maßnahmen, die lediglich auf den Erhalt bzw. die Sicherung
der für die Erhaltungsziele maßgeblichen Bestandteile aus-
gerichtet sind und die somit dem durch Art. 6 Abs. 2 bzw. Art
4 FFH-RL geregelten Bereich des Schutzgebietsmanage-
ments unterliegen. Hinsichtlich etwaiger Entwicklungsmaß-
nahmen bedarf es sicher einer Entscheidung im jeweiligen
Einzelfall. 

Maßnahmen zur Kohärenzsicherung außerhalb der bestehen-
den Gebietskulisse können z.B. auf Arrondierungsflächen am
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Rand des betroffenen Gebiets durchgeführt werden oder aber
auf separaten Teilflächen/-gebieten, die möglichst in einem
räumlich-funktionalen Zusammenhang mit gemeldeten Gebie-
ten stehen. Diese Flächen sind an die Kommission nachzu-
melden und so in die offizielle Natura 2000-Gebietskulisse
zu integrieren und nachhaltig zu sichern.

C. Verfahrensaspekte
Der Erfolg der Kohärenzsicherung fußt generell auch auf ver-
bindlichen Regelungen, die z.B. eine präzise Maßnahmenpla-
nung und einen Nachweis der Flächenverfügbarkeit umfassen.
In den Antragsunterlagen ist zu belegen, dass die Flächen
dauerhaft zur Verfügung stehen und die Umsetzung und
Funktionsfähigkeit der Maßnahme langfristig gesichert ist.
Die Flächen sind durch Erwerb und durch rechtsverbindliche
Vereinbarung zwischen den betroffenen Parteien zu sichern
(EU-KOMMISSION 2001: 40f).

Aufgrund der Vollzugspflichten, welche die jeweils zuständigen
Naturschutzbehörden im Bereich der Natura 2000-Gebiete ha-
ben, sollten Maßnahmen zur Kohärenzsicherung grundsätzlich
frühzeitig und einvernehmlich mit der Naturschutzbehörde
abgestimmt werden. 

Der Leitfaden der Europäischen Kommission zur Prüfung der
Verträglichkeit von Plänen und Projekten (EU-KOMMISSI-
ON 2001: 38ff) sieht eine differenzierte Prüfung der Maß-
nahmen zur Kohärenzsicherung vor, um sicherzustellen:
• dass sie für das Gebiet und die durch das Projekt bzw. den

Plan verursachten Verluste angemessen sind;
• dass sie in der Lage sind, die globale Kohärenz von Natura

2000 aufrechtzuerhalten oder zu verbessern;
• dass sie durchführbar sind;
• dass sie bei Eintritt des Schadens in dem Gebiet wirksam

sind (es sei denn, dies erweist sich in Anbetracht der Um-
stände des Einzelfalls als unnötig).

Der Leitfaden umfasst auch Musterformulare zur inhaltlichen
Prüfung von Maßnahmen zur Kohärenzsicherung und zur
Dokumentation der Prüfungsergebnisse.

Die geplanten bzw. durchgeführten Maßnahmen sollten in ei-
nem Flächenkataster und/oder in den Managementplänen der
Gebiete dokumentiert werden.

Bei allen Maßnahmen sind regelmäßig Durchführungs- und
Funktionskontrollen vorzusehen. Handelt es sich um Maßnah-
men, deren Wirksamkeit und Erfolg leicht und sicher prognos-
tizierbar ist, kann eine Durchführungskontrolle ausreichen.
Sind dagegen komplexe Maßnahmen vorgesehen, ist eine
Funktionskontrolle unverzichtbar.

In der Projektzulassung sind i.d.R. auch verbindliche Aufla-
gen für die Nachbesserung bei eingeschränktem Erfolg der
Maßnahmen erforderlich (vgl. z.B. FGSV 2002: 18). Zur Si-
cherung der Verpflichtungen kommt daher ergänzend die An-
ordnung einer Sicherheitsleistung als Nebenbestimmung in
Betracht (LANA 1999:11). In diesem Zusammenhang wird
zukünftig ggf. auch die Umwelthaftungs-RL eine Rolle spie-
len, sofern Situationen eintreten, wo es durch falsch konzi-
pierte Kohärenzsicherung zu einer bleibenden Schädigung
von Natura 2000-Gebieten kommt.

Die zuständigen Behörden müssen über das BMU die EU-
Kommission über die von ihnen ergriffenen Maßnahmen so
differenziert unterrichten, dass diese in die Lage versetzt
wird, die Art und Weise zu beurteilen, in der die Erhaltungs-
ziele für das betreffende Gebiet im Einzelfall verfolgt werden
(EU-KOMMISSION 2000: 52). 
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